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Beschluss
Annahme

Solidarität mit Belarus jetzt!

DemokratischenWandel unterstützen – Druck auf Machthaber erhöhen – Zivilgesellschaftlichen Austausch stärken

Die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung, der Landesregierung sowie die SPD-Bundestagsfraktion werden

dazu aufgefordert, ihre Solidarität und ihren Beistandmit der Demokratiebewegung in Belarus zu erklären und nachMonaten

nicht endenwollender Unterdrückung und Repressionmit den folgenden kurz-, mittel und langfristigenMaßnahmen den de-

mokratischenWandel in Belarus zu unterstützen, denDruck auf denMachthaber inMinsk zu erhöhen und die Zivilgesellschaft

durch Austausch zwischen Deutschland und Belarus zu stärken.

 

Seit den Präsidentschaftswahlen am 9. August 2020 ist die Gewalt gegenüber friedlichen Demonstrierenden eskaliert. Eine

Verbesserung der Lage ist nicht in Sicht. Die belarussische Demokratiebewegung braucht deshalbmehr denn je unsere Solida-

rität.

 

Wir fordern deshalb die sozialdemokratischen Mitglieder der Bundesregierung, der Landesregierung sowie die SPD-

Bundestagsfraktion konkret dazu auf:

1. Die Freilassung aller politischen Gefangen, ein sofortiges Ende der Gewalt sowie faire und freie Neuwahlen zu fordern

2. Die Dokumentation und Strafverfolgung von Menschenrechtsverletzungen sicherzustellen

3. Eine ernstzunehmende Verfassungsreform unter Beteiligung aller politischen Akteure, insbesondere der Demokratiebe-

wegung, zu fordern und an Russland zu appellieren, einen inklusiven politischen Prozess zuzulassen

4. Sich einzusetzen für personenbezogene Sanktionen gegen Verantwortliche auch aus den mittleren und unteren Füh-

rungsebenen des Justiz- und Sicherheitsapparat sowie gegen weitere Unternehmen im Besitz von regimetreuen Oligar-

chen

5. Humanitäre Visa, Visaerleichterungen undmittelfristig eine Visaliberalisierung, insbesondere für Aktivist*innen, die vor

Repressalien fliehen, durchzusetzen

6. Eng zu kooperieren mit Oppositionsstrukturen (z.B. Koordinierungsrat)

7. Austauschprogramme, Beratung und Unterstützung für Gewerkschafter*innen, Streikkomitees und streikende Arbei-

ter*innen aufzusetzen, zum Beispiel in Form von Partnerschaften und Zuschüssen für belarussische Streikfonds

8. Die Einrichtung eines “Belarusischen Hauses” in Berlin zu initiieren zur Förderung zivilgesellschaftlicher Strukturen im

Exil sowie zur Stärkung des deutsch-belarussischen kulturellen Austausches

9. Stipendien- und Förderprogramme für verfolgteMenschenrechtsaktivist*innen und Vertreter*innen von NROs zu unter-

stützen, insbesondere für Frauen.
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